Schulden geerbt – und nun?

Ass. Jur. Martin Langenbahn, Caritasverband Karlsruhe e.V.

I. Ausgangspunkt

Jeder, der mit Schuldnerberatung zu tun hat, wird früher oder später mit folgender Fallkonstellation konfrontiert:

Ein Schuldner wird Erbe, sei es durch testamentarische Verfügung oder – falls kein Testament vorhanden ist – im Wege der gesetzlichen Erbfolge. Die verstorbene Person, das Gesetz nennt sie Erblasser (sprich: „Erb-lasser“ nicht „Er-blasser“), hatte selbst Schulden aus Krediten, Unterhalt etc. Nun wenden sich die Gläubiger mit ihren Forderungen gegen den Erben, der zumeist völlig überrascht und erschrocken ist, dass er nun für die Schulden des Verstorbenen aufkommen soll.

II. Prinzip der Gesamtrechtsnachfolge 

Kann man denn Schulden überhaupt erben? 

Ja, man kann (leider). 

§ 1922 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) bestimmt, dass „mit dem Tode einer Person (Erbfall) deren Vermögen (Erbschaft) als Ganzes auf eine oder mehrere andere Personen (Erben) über[geht]“. 

Dieser Grundsatz der sog. „Gesamtrechtsnachfolge“ bringt es mit sich, dass der Erbe Inhaber aller Vermögensrechte aber auch der Verbindlichkeiten des Erblassers wird. Zu den Nachlassverbindlichkeiten zählen die Bestattungskosten, aber auch alle sonstigen Schulden, die der Erblasser an seinem Todestag hat (Kredite, Unterhaltsrückstände, Kontoüberziehung usw.)

Der Erbe schlüpft praktisch vermögensrechtlich in die Rolle des Erblassers.

Die Gesamtrechtsnachfolge tritt direkt mit dem Todeszeitpunkt des Erblassers ein, ohne dass es hierzu einer Erklärung oder auch nur des Wissens des Erben von der Existenz des Erblassers bedarf. Man denke nur an die berühmte unverhoffte Millionenerbschaft von der unbekannten reichen Tante aus Amerika!

Es liegt in der Natur der Sache, dass wir es in der Schuldnerberatung regelmäßig nicht mit diesem sondern mit dem umgekehrten Fall zu tun haben:

Die Tante ist meist nicht unbekannt und auch nicht aus Amerika. Und sie ist verschuldet. Meist handelt es sich auch nicht um eine Tante, sondern um den verstorbenen Gatten oder Bruder/Schwester.

III. Annahme und Ausschlagung der Erbschaft

Man kann also gar nichts dagegen tun,  Erbe eines Schuldenberges zu werden?

Doch, man kann (zum Glück). 

Nach § 1942 Absatz 1 BGB kann der Erbe die Erbschaft ausschlagen, d.h. erklären, dass er die Erbschaft nicht annehmen wolle.

1) Annahme der Erbschaft

Ausschlagen kann der Erbe die Erbschaft aber nur dann, wenn er sie nicht schon vorher angenommen hatte, § 1943 BGB. 

Aber halt: Wozu eine Annahme? Wir haben doch gerade erfahren, dass man auch ohne ausdrückliche Annahme Erbe wird!

Das ist auch so. Aber solange keine Annahme erklärt wurde, behält der Erbe das Recht zur Ausschlagung. Hat er einmal die Annahme erklärt, kann er nicht mehr ausschlagen.

a) Ausdrückliche Annahme

Eine Annahme kann natürlich ausdrücklich erklärt werden („Ich nehme die Erbschaft des/der x/y an“). Diese Erklärung ist formfrei und auch nicht empfangsbedürftig (z.B. durch Zeitungsanzeige). Sie kann – auch mündlich - gegenüber beteiligten Personen oder auch dem Nachlassgericht (das ist in der Regel das Amtsgericht am letzten Wohnort des Verstorbenen) abgegeben werden.

b) Annahme durch schlüssiges (konkludentes) Verhalten

Möglich ist aber auch die Annahme einer Erbschaft durch schlüssiges Verhalten. Ein solches schlüssiges Verhalten bringt gegenüber Dritten objektiv eindeutig zum Ausdruck, Erbe sein und die Erbschaft behalten zu wollen.  

Schlüssiges Verhalten dürfte z.B. dann vorliegen, wenn der Erbe das Unternehmen des Erblassers weiterführt oder einen Gerichtsprozess wiederaufnimmt, den der Verstorbene begonnen hatte, oder wenn der Erbe in das Haus des Verstorbenen einzieht oder bereits damit begonnen hat, die Erbschaft zu veräußern.

Eine solche schlüssige Annahme der Erbschaft durch entsprechendes Verhalten des Erben birgt für diesen eine große Gefahr. Entscheidend ist nämlich zunächst nur, dass ein Außenstehender aus dem Verhalten des Erben auf eine Annahme der Erbschaft schließen durfte und zwar selbst dann, wenn der Erbe sich der Erklärungswirkung seines Verhaltens zunächst gar nicht bewusst war!

c) Anfechtung der (schlüssigen) Annahme wegen Irrtums

In dem oben beschriebenen Fall kann der Erbe aber seine durch schlüssiges Verhalten abgegebene Annahmerklärung anfechten, §§ 1954 Absatz 1, 119 ff. BGB. Er kann also gegenüber dem Nachlassgericht (§ 1955 BGB) erklären, dass er über die Erklärungswirkung (nämlich die Annahme der Erbschaft) seines Verhaltens (z.B. Weiterführung des Unternehmens des Erblassers) im Irrtum war.

Diese Anfechtungserklärung kann der Erbe innerhalb von 6 Wochen abgeben, nachdem ihm die Bedeutung seines Verhaltens klar geworden ist, § 1954 Absatz 1 u.2 BGB. Sie gilt dann als Ausschlagung der Erbschaft, § 1957 Absatz 1 BGB. Der Erbe ist dann die lästige Erbschaft endgültig los.

Wichtig: Eine Anfechtung der Annahme ist auch dann möglich, wenn der Erbe von der Überschuldung des Nachlasses zunächst keine Kenntnis hatte, von den Schulden aber später erfährt. Die 6-wöchige Anfechtungsfrist beginnt erst mit dem Zeitpunkt der Kenntnisnahme von der Überschuldung.

Die Unkenntnis von der Ausschlagungsmöglichkeit alleine berechtigt nicht zur Anfechtung wegen Irrtums! (sog. reiner Rechtsirrtum)

2) Ausschlagung der Erbschaft

a) Nur ausdrücklich gegenüber dem Nachlassgericht oder beim Notar

Hat der Erbe noch keine (auch nicht schlüssige) Annahme erklärt, kann er das Erbe ausschlagen (wir erinnern uns: er wird auch ohne sein Zutun Erbe, § 1923 BGB).  

Bei der Erbausschlagung handelt es sich um eine ausdrückliche Erklärung, eine Erbschaft und alle damit verbundenen Rechte und Pflichten nicht anzunehmen.

Die Ausschlagung kann also im Gegensatz zur Annahme der Erbschaft nicht durch schlüssiges Verhalten erklärt werden.

Will man die Erbschaft nicht antreten, muss man dies ausdrücklich beim Nachlassgericht zu Protokoll geben; die Erklärung ist also formbedürftig, sie wird von der Urkundsperson des Nachlassgerichtes öffentlich beglaubigt (§ 1945 BGB). 

Der Erbe muss persönlich beim Nachlassgericht erscheinen.

Eine weitere Möglichkeit ist die Erklärung zur Niederschrift eines Notars, der diese ebenfalls an das Nachlassgericht weiterleitet. 

Ein Schreiben des Erben selbst oder sogar eines Rechtsanwalts ist nicht ausreichend! 

b) Zuständiges Nachlassgericht (also Amtsgericht) 

Zuständig ist das Amtsgericht, an dem der Verstorbene zuletzt seinen Wohnsitz hatte.

Ausnahme:

Hatte der Verstorbene in Deutschland weder Wohnsitz noch Aufenthalt, ist das Amtsgericht in Berlin-Schöneberg zuständig, § 73 FGG (Gesetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit). Dies gilt, wenn der Verstorbene Deutscher war. 

War er nicht Deutscher und hatte weder Wohnsitz noch Aufenthalt in Deutschland, ist das Nachlassgericht jedes Ortes in Deutschland zuständig, an dem Vermögen des Verstorbenen vorhanden ist (z.B. ein Haus in Flensburg, ein Bankkonto in Konstanz).

Ist die verstorbene Person also doch die Tante aus Amerika und ist die Tante Deutsche gewesen, muss die Ausschlagung zu Protokoll der Geschäftsstelle des Amtsgerichts Berlin-Schöneberg erklärt werden. Alternativ kann die Ausschlagung auch bei jedem deutschen Notar erklärt werden, der die Erklärung dann an das Nachlassgericht weiterleitet.

Falls über die Zuständigkeit des Nachlassgerichts Unsicherheit besteht, sollte man am Besten beim Amtsgericht am Wohnort des Erben nachfragen oder die Erklärung beim Notar abgeben und diesem die Entscheidung überlassen, welches Gericht er für zuständig hält (der Notar haftet nämlich mit seiner Haftpflichtversicherung dafür!).

c) Frist der Ausschlagung

Die Ausschlagung kann nur innerhalb einer Frist von 6 Wochen erfolgen. 

Diese Frist beginnt nicht automatisch mit dem Tode des Erblassers, sondern vielmehr mit dem Zeitpunkt, zu dem der Erbe Kenntnis erlangt hat:

· der Anfall der Erbschaft, womit i.d. Regel die Kenntnis vom Erbfall, d.h. dem Tod des Erblassers gemeint ist. 

· die Kenntnis vom Wegfall solcher Personen, die vor dem Ausschlagenden geerbt hätten.

Beispiel: Der Erbe meint irrtümlich, dass ein Verwandter, der vor ihm erbberechtigt war, noch lebt. Jedoch ist dieser Verwandte bereits vor dem Erbfall verstorben und daher nicht erbfähig. Würde man in einem solchen Fall lediglich die Kenntnis vom Tode des Erblassers als entscheidend annehmen, könnte der Erbe den Ablauf der Ausschlagungsfrist nicht beeinflussen. Daher muss auch seine Kenntnis von dem Tod dieses Verwandten als Voraussetzung des Fristbeginns berücksichtigt werden.

· der Grund der Berufung, womit i.d.R. die Kenntnis von den Verhältnissen, die die Erbenstellung des Ausschlagenden begründen, gemeint ist. Der Ausschlagende muss also z.B. Kenntnis von den Familien- und Verwandtschaftsverhältnissen haben, durch die er als gesetzlicher Erbe in Frage kommt.

Wichtig! 

Im Falle der Erbeinsetzung durch Testament beginnt die Frist nicht vor der Verkündung der letztwilligen Verfügung, womit die amtliche Verlautbarung des Testaments an die Beteiligten (etwa durch Eröffnung und Verlesung oder durch Zusenden einer Abschrift) gemeint ist (vgl. § 1944 Abs.2 BGB).

Hatte der Erblasser seinen letzten Wohnsitz im Ausland oder befindet sich der Erbe bei Beginn der Frist im Ausland, verlängert sich die Ausschlagungsfrist auf 6 Monate.

d) Ausschlagung durch Minderjährige oder Betreute

Der Erbe muss volljährig sein, d.h. das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben. Ist der Erbe beschränkt geschäftsfähig (Minderjährige vom vollendeten siebenten bis zum vollendeten achtzehnten Lebensjahr), kann er nur mit Einwilligung (d.h. der vorherigen Zustimmung) seines gesetzlichen Vertreters (Eltern, Vormund) und eventuell Genehmigung des Vormundschaftsgerichts ausschlagen. Hier sollte das Nachlassgericht oder der Notar, der die Ausschlagungserklärung aufnimmt, entsprechende Rechtsberatung erteilen. 

Bei Vormundschaft oder Betreuung ist eine vormundschaftsgerichtliche Genehmigung erforderlich (§ 1822 BGB). 

Wichtig!

Die Zeit, die das Gericht benötigt, um über den Antrag auf vormundschaftsgerichtliche Genehmigung zu entscheiden, wird der Sechs-Wochen-Frist nicht zugerechnet. Vielmehr ist der Fristablauf während dieser Zeit gehemmt (§ 206 BGB). Die Hemmung der Frist beginnt mit dem Eingang des Antrags bei Gericht und endet mit der Zustellung des Genehmigungsbeschlusses (§ 69a Absatz 3 FGG).

e) Anfechtung der Ausschlagung 

Auch die Ausschlagung kann (z.B. wegen Irrtums) angefochten werden.

Grundsätzlich ist die Ausschlagung unwiderruflich. Tauchen aber nach der Erbausschlagung noch bisher unbekannte Vermögenswerte auf, kann die Erbausschlagung innerhalb von sechs Wochen ab Bekanntwerden der Gründe angefochten und somit die Erbschaft angetreten werden (§ 1954 BGB). Für die Form der Anfechtung gilt das gleiche wie für die Ausschlagung beschrieben. 

Mit der Anfechtung der Ausschlagung wird der Erbe, der durch die Ausschlagung zum Nichterben geworden war, wieder zum Erben und zwar rückwirkend, als sei er schon immer Erbe gewesen (man sollte diesen Satz nicht öfter als 2 mal lesen, da sonst ernsthafte Verwirrung droht). 

f) Folgen der Ausschlagung

Durch die Ausschlagung wird der „Erbe“ zum „Nichterben“ und zwar rückwirkend zum Todeszeitpunkt des Erblassers (s.o.). 

Mit anderen Worten: Er war vor dem Gesetz niemals Erbe und verliert auch seinen Anspruch auf den Pflichtteil (Ausnahme: der Pflichtteil des Ehegatten bleibt auch bei Ausschlagung erhalten: 
§§ 2303 Absatz 2, 1371 BGB).

Was passiert aber nun mit der Erbschaft? Wird sie etwa herrenlos?

Nein: Das Erbe oder der Erbanteil des Ausschlagenden geht dann auf die gesetzlichen Erben über, die im Rang nach dem ausschlagenden Erben stehen. 

Schlägt der Erbe also die Erbschaft seines Vaters aus und sind weder Eltern noch Geschwister des verstorbenen Vaters vorhanden, geht der Erbteil des Ausschlagenden – und damit auch die Schulden - automatisch auf die Kinder des Ausschlagenden über!

Es ist daher u.U. erforderlich, dass eine ganze Sippschaft den Weg zum Nachlassgericht antreten muss, um dort die Ausschlagung der Erbschaft zu erklären, damit nicht bei irgendwem der „schwarze Peter“ des überschuldeten Nachlasses „hängen“ bleibt.

Was aber nun, wenn alle vorhandenen Erben ausgeschlagen haben?

Dann erbt Herr Steinbrück, oder richtiger: „der Fiskus“, § 1942 Absatz 2 BGB, der das Erbe nicht ausschlagen kann.

Er haftet aber auch nur in Höhe des Nachlasswertes, also nicht für eine Erbschaft, die nur aus Schulden besteht. In diesem Fall haben dann die Gläubiger das Nachsehen (vgl. § 2011 BGB, 
§ 780 Absatz 2 ZPO).

IV. Exkurs: Aufgebotsverfahren und Nachlassverwaltung bei unüberschaubarem Nachlass.

Bisher sind wir von dem Fall ausgegangen, dass der Nachlass eindeutig überschuldet ist.

Ist aber unklar, worin der Nachlass besteht, bzw. ob und in welcher Höhe Forderungen gegen den Nachlass vorhanden sind, kann das sog. Aufgebotsverfahren helfen, Klarheit zu schaffen.

1) Aufgebotsverfahren, §§ 2015 BGB,  946 – 959, 989 – 1000 ZPO

a) Zuständiges Gericht

Zuständig für die Durchführung ist das Nachlassgericht, §§ 990 Zivilprozeßordnung, 73 FGG. 

b) Inhalt und Zweck 

Das Aufgebotsverfahren ist ein Verfahren zur Feststellung der vorhandenen Verbindlichkeiten und gewährt eine Einrede während des laufenden Verfahrens, § 2015 Absatz 1 BGB. Das bedeutet, dass der Erbe Zahlungen an Gläubiger wegen Nachlassverbindlichkeiten während der Dauer des Aufgebotsverfahren verweigern kann. 

Das Aufgebotsverfahren gibt dem Erben Aufschluss darüber, ob es sinnvoll ist, eine Nachlassverwaltung einzuleiten. Voraussetzung für die Aufgebotseinrede des § 2015 BGB ist, dass der Erbe bei der Zivilabteilung des Amtsgerichtes innerhalb eines Jahres nach der Annahme der Erbschaft ein Aufgebotsverfahren  beantragt hat. 

Die Nachlassgläubiger werden in diesem Rahmen öffentlich aufgefordert (im Bundesanzeiger), ihre Forderungen innerhalb einer Frist von höchstens sechs Monaten anzumelden. Nach dem Ablauf der Frist kommt es zu einem Ausschlussurteil. Nachlassgläubiger, die ihre Forderung nicht angemeldet haben, können auf den Nachlassüberschuss verwiesen werden. Das ist die Haftungsmasse, die übrig bleibt, wenn die Gläubiger, die ihre Forderungen angemeldet haben,  befriedigt worden sind. Ein Zugriff auf das Privatvermögen des Erben, das nicht zum Nachlass gehört, ist dann nicht möglich.

Dieses Verfahren ist vor allem für den Fall geeignet, dass sich bei dem Erben nach und nach immer mehr Gläubiger melden und die Vermutung besteht, dass es noch weitere Gläubiger geben könnte. Um diese Frage zu klären, können Erbe, Testamentsvollstrecker oder Nachlassverwalter beim Nachlassgericht die Durchführung des Aufgebotsverfahrens beantragen. 

c) Kosten

Die Kosten des Aufgebotsverfahrens können hinsichtlich der Gerichtskosten ohne weiteres 1.000 Euro betragen, da etwa Veröffentlichungen des Aufgebots in der Presse zu zahlen sind. Im Übrigen sind auch nicht unerhebliche Anwaltskosten zu berücksichtigen. 

2) Nachlassverwaltung

Als Alternative zum Aufgebotsverfahren kommt eine Nachlassverwaltung in Betracht, um eine Haftungsbeschränkung herbeizuführen und den Erben davor zu bewahren, dass er mit seinem Privatvermögen außerhalb der Erbschaft haftet.

Während der Erbe bei dem Aufgebotsverfahren selbst mit den Gläubigern über deren Ansprüche verhandelt und auch persönlich haftet, solange nicht Gläubiger nach den oben genannten Kriterien ausgeschlossen sind, kann der besonders vorsichtige Erbe die Bestellung eines Nachlassverwalters beantragen. 

a) Wann kommt eine solche Nachlassverwaltung in Betracht? 

Dieses Instrument sollte man bei gewerblicher oder sonst kommerziell schwer einzuschätzender Tätigkeit des Erblassers in Betracht ziehen, insbesondere, wenn eben Zweifel darüber bestehen, ob das Vermögen ausreicht, die Schulden zu decken. Dadurch wird sichergestellt, dass die Erben keine Schulden erben und dafür haften. Eine Nachlassverwaltung kommt etwa in Betracht, wenn der Nachlass zwar groß erscheint, er aber zugleich unübersichtlich ist. Zuständig für dieses im Übrigen aufwändige Verfahren ist das Nachlassgericht. Das Verfahren kann zwei Jahre dauern und ist auch nicht ganz billig. Die Nachlassverwaltung führt in ihrer Haftungsbegrenzung zu einer auf den Erbfall rückwirkenden Trennung von Nachlass und sonstigem Vermögen des Erben. Der Antrag kann im Übrigen nicht mehr gestellt werden, wenn seit der Annahme der Erbschaft zwei Jahre verstrichen sind. 

b) Wirkung der Nachlassverwaltung

Nachlassgläubiger werden durch die Beantragung einer Nachlassverwaltung oder eines Nachlassinsolvenzverfahrens (Eröffnungsgründe für das Nachlassinsolvenzverfahren wären Zahlungsunfähigkeit, Überschuldung und drohende Zahlungsunfähigkeit) ausschließlich auf eine Befriedigung aus dem Nachlass verwiesen. 

Es gibt also keine persönliche Haftung. Der Erbe verliert bei Anordnung der Nachlassverwaltung jegliches Bestimmungsrecht über den Nachlass. Andererseits ist dafür seine Haftung auf den Nachlass beschränkt. Er muss also nicht sein eigenes Vermögen einsetzen, die beiden Vermögensmassen werden getrennt. 

Die Vergütung des Nachlassverwalters erfolgt aus dem Nachlass. Nach Abwicklung des Nachlasses erhält der Erbe den noch vorhandenen Nachlass ausgehändigt.  

Die Nachlassverwaltung wird danach aufgehoben. Bei einem überschuldeten Nachlass werden solche Verfahren nur dann durchgeführt, wenn wenigsten so viel Aktivvermögen vorhanden ist, dass die Verfahrenskosten damit abgedeckt werden können. 

c) Pflicht des Erben zur Beantragung einer Nachlassinsolvenz

Sollte das Gericht bei der Überprüfung des Antrags auf Nachlassverwaltung eine Überschuldung feststellen, muss der Erbe ein Nachlassinsolvenz-Verfahren einleiten, welches innerhalb von drei Tagen nach Kenntnis der Überschuldung zu beantragen ist. 

Nach Abwicklung des Nachlasses erhält der Erbe den noch vorhandenen Nachlass ausgehändigt. Die Nachlassverwaltung wird aufgehoben.

V. Wir fassen also kurz zusammen:

Erbe wird man im Wege einer Gesamtrechtsnachfolge ohne eigenes Zutun durch den Erbfall (Tod des Erblassers), wenn man durch Testament oder Pflichtteil zum Erben berufen ist.

Eine überschuldete Erbschaft kann innerhalb von 6 Wochen nach Kenntnisnahme des Erben von dem Erbfall ausgeschlagen werden. Die Frist beginnt, bei Vorliegen eines Testaments, nicht vor Verkündung des Testaments. In Ausnahmefällen (Erblasser mit ausschließlichem Wohnsitz im Ausland oder Erbe hält sich zu Beginn der Frist im Ausland auf) beträgt die Frist 6 Monate.

Das Erbe kann ausgeschlagen werden, solange die Frist nicht abgelaufen ist und der Erbe die Erbschaft nicht angenommen hat. Die Annahme kann ausdrücklich oder durch schlüssiges Handeln erklärt werden. Wurde die Annahme „versehentlich“ durch schlüssiges Handeln erklärt (z.B. Weiterführen der Firma des Verstorbenen), kann diese Annahme zwar nicht widerrufen aber wegen Irrtums angefochten werden. Dies gilt auch, wenn der Irrtum darin bestand, dass der Erbe nichts von der Überschuldung der Erbschaft wusste. Die Anfechtung der Annahme gilt dann als Ausschlagung der Erbschaft (die Ausschlagung muss also nicht noch zusätzlich erklärt werden).

Ausschlagung und Anfechtung sind nur gegenüber dem Nachlassgericht wirksam möglich. Dies ist in der Regel das Amtsgericht am letzten inländischen Wohnsitz des Erblassers (zu den Ausnahmen s.o.).

Die Ausschlagung kann nur zu Protokoll der Geschäftsstelle beim Nachlassgericht oder bei einem Notar öffentlich beglaubigt erklärt werden.

Auch die Verwandten des Erben (Kinder!) oder sonstige potentielle Erben müssen die Ausschlagung beim Nachlassgericht erklären, wobei bei Minderjährigen oder Betreuten eventuell die Genehmigung des Vormundschaftsgerichts erforderlich sein kann.  

Taucht im Nachhinein Erbvermögen auf, das dazu führt, dass die Erbschaft nicht mehr überschuldet ist, kann die bereits erklärte Ausschlagung auch wegen Irrtums angefochten werden. Dies hat wiederum die Wirkung einer Annahme.  

Ist unklar, ob der Nachlass überschuldet ist, kann entweder das Aufgebotsverfahren oder eine Nachlassverwaltung durchgeführt werden, was aber mit nicht ganz unerheblichen Kosten einhergeht. Beides führt im Ergebnis dazu, dass der Erbe nicht mit seinem Privatvermögen für die Schulden aus der Erbschaft haftet, sondern dass die Gläubiger des Erblassers nur auf den Nachlass zugreifen können.  

VI. Nachlassinsolvenz

a) Bei eindeutig überschuldetem Nachlass und Verfristung des Ausschlagungsrechts 

Wenn klar ist, dass der Nachlass überschuldet ist, d.h. die Verbindlichkeiten größer sind als der Vermögenswert der Erbschaft, machen Aufgebotsverfahren und Nachlassverwaltung keinen Sinn. Diese Verfahren haben die Funktion, den Erben bei Unklarheit über den Nachlass zu schützen. 

Was können wir aber dem Schuldner und Erben raten, der die Ausschlagungsfrist ungenutzt hat verstreichen lassen und „Opfer“ einer völlig und eindeutig überschuldeten Erbschaft geworden ist? Hier kommt das Nachlassinsolvenzverfahren ins Spiel, §§ 1980 BGB, 315 ff. Insolvenzordnung (InsO).

b) Zuständiges Gericht: Insolvenzgericht

Zuständig für die Durchführung ist das Insolvenzgericht am letzten Wohnort des Verstorbenen, 
§ 315 InsO.

c) Wirkung

Der Erbe kann mittels einer Nachlassinsolvenz die Haftung auf die Erbmasse beschränken, um zu vermeiden, auch mit dem eigenen (außerhalb der Erbschaft vorhandenen) Vermögen zu haften. 

d) Beantragungspflicht

Das Nachlassinsolvenzverfahren muss unverzüglich beantragt werden, wenn der Erbe von der Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung des Nachlasses Kenntnis erlangt, 1980 Absatz 1 BGB. 

Das gilt natürlich nur, wenn die Ausschlagungsfrist bereits abgelaufen ist.

Wichtig: Verschleppt der Erbe die Antragstellung trotz Kenntnis von der Überschuldung, macht er sich den Gläubigern gegenüber schadensersatzpflichtig, § 1980 Absatz 1, Satz 2 BGB. Es gilt daher schnell zu handeln und keine Zeit zu verlieren. 

e) Wirkung

Auch die Nachlassinsolvenz beschränkt die Haftung des Erben auf das Erbe. In diesem Verfahren können die Nachlassgläubiger ihre Forderungen geltend machen. 

f) Kosten des Nachlassinsolvenzverfahrens von der Erbmasse nicht gedeckt

Sofern das Aktivvermögen der Erbschaft nicht einmal ausreicht, die Kosten des Nachlassinsolvenzverfahrens zu decken, wird das zuständige Insolvenzgericht das Nachlassinsolvenzverfahren mangels Masse durch Beschluss abweisen. 

g) Dürftigkeitseinrede, § 1990 BGB

Der Erbe hat dann das Recht, den Nachlassgläubigern die Einrede der Dürftigkeit des Nachlasses (§ 1990 BGB) entgegenzuhalten.

Das bedeutet: sollte einer der Gläubiger des Erblassers Klage gegen den Erben wegen einer Forderung gegen den Nachlass erheben, muss dieser im Prozess die Einrede des § 1990 BGB erheben. In das Urteil wird dann ein Vorbehalt aufgenommen, der eine spätere Zwangsvollstreckung nur in das Erbvermögen, nicht aber in das sonstige Vermögen erlaubt.

Versucht ein Gläubiger, gegen den Erben aus einem Titel zu vollstrecken, der schon zum Zeitpunkt des Erbfalles gegen den Erblasser vorlag, ist Vollstreckungsabwehrklage zu erheben, 
§§ 785, 767 ZPO und in dieser die Dürftigkeitseinrede geltend zu machen.

VII. Fazit und Handlungshilfen für die Schuldnerberatung

Das ganze Instrumentarium zur Beschränkung der Erbenhaftung wirkt anfangs etwas verwirrend. Die wichtigsten Instrumente dürften aber die Ausschlagung und die Beantragung einer Nachlassinsolvenz sein.

Ist die Erbschaft des Schuldners klar überschuldet und die Ausschlagungsfrist (i.d.R. 6 Wochen nach Erbfall bzw. Testamentsverkündung) noch nicht abgelaufen, lautet die klare Empfehlung: Ausschlagung der Erbschaft. Wichtig ist dann der Hinweis auf die Form (zu Protokoll der Geschäftsstelle des Nachlassgerichts oder eines Notars) und die Notwendigkeit, dass auch andere potentielle Erben die Ausschlagung erklären müssen. Besteht Unklarheit über den Ablauf der Ausschlagungsfrist, sollte der Erbe dennoch auf jeden Fall so schnell wie möglich beim Nachlassgericht die Ausschlagung erklären: ein Schaden kann dadurch ja nicht entstehen.

Ist die Erbschaft klar überschuldet und die Ausschlagungsfrist klar abgelaufen, ist das Nachlassinsolvenzverfahren beim Insolvenzgericht am letzten Wohnort des Verstorbenen das richtige Instrument zur Haftungsbegrenzung. Der Erbe wird die Erbschaft dann zwar formal nicht mehr los, haftet aber wenigstens nicht mit seinem persönlichen Vermögen.

Bei Unklarheit über den Nachlass wird in den meisten Fällen die Nachlassverwaltung das richtige Instrument sein. In diesem Fall sollte der Erbe aber auf jeden Fall anwaltliche Hilfe in Anspruch nehmen.

